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Vorschlag einer dritten Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Umsatzsteuern und Sonderverbrauchsteuern 
im Reiseverkehr 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 99, 

gestützt auf die Richtlinie des Rates vom 28. Mai 
1969 zur Hamonisierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über die Befreiung von den Um- 
satzsteuern und Sonderverbrauchsteuern bei der 
Einfuhr im grenzüberschreitenden Reiseverkehr^), 
geändert durch die zweite Richtlinie des Rates vom 
12. Juni 1972-’), 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im Hinblick auf die Errichtung eines Wirtschafts- 
marktes mit binnenmarktähnlichen Verhältnissen 
müssen bestimmte Regelungen über die steuerliche 
Entlastung von Waren, die die Reisenden in ihrem 
persönlichen Gepäck mitführen, harmonisiert wer- 
den; dies gilt vor allem für die Regelungen in den 
unter Zollaufsicht stehenden Verkaufseinrichtungen 
der Flughäfen und für die der Verkäufe an Bord 
von Flugzeugen und Schiffen. 

Eine Harmonisierung der Regelungen über den 
verbrauchsteuerfreien Verkauf in den unter Zoll- 
aufsicht stehenden Verkaufseinrichtungen der Flug- 
häfen muß unter Berücksichtigung der Erfordernis- 
se des Verkehrs und der Kontrollen in diesen Flug- 
häfen verwirklicht werden. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 133 
vom 4. Juni 1969, S. 6 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 139 
vom 17. Juni 1972, S. 28 


Es ist jedoch angebracht, eine gewisse Freizügig- 
keit bei der steuerlichen Regelung in bezug auf den 
Verzehr an Bord der Flugzeuge, Schiffe und Luft- 
kissenfahrzeuge, die im entgeltlichen Passagierver- 
kehr eingesetzt sind, beizubehalten. 

Für Privatpersonen gehörende Vergnügungsschif- 
fe und -boote und für Privatfleugzeuge ist es nicht 
angezeigt, die steuerliche Entlastung von den Um- 
satzsteuern und/oder Sonderverbrauchsteuern bei 
Lieferungen von Waren und Gegenständen, die für 
den Bordverbrauch oder den Betrieb solcher Schiffe 
oder Flugzeuge bestimmt sind, zuzulassen, da diese 
Erzeugnisse von Endverbrauchern verwendet wer- 
den. 

Es ist angebracht, die Anwendungsbedingungen 
der Regelung über die Steuerbefreiung von Waren, 
die im Gepäck des Reisenden mitgeführt werden, 
näher zu bestimmen für die Fälle der Durchreise 
durch ein Drittland anläßlich einer Reise zwischen 
Mitgliedstaaten sowie für die Fälle der Ausreise 
aus dem Teil des Gebiets eines anderen Mitglied- 
staates, in dem die Umsatzsteuern und/oder Son- 
derverbrauchsteuern nicht zur Anwendung gelan- 
gen - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 2 der Richtlinie des Rates vom 28. Mai 1969 
wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1, letzter Satz, des genannten Artikels 
wird aufgehoben; 

b) es wird folgender Absatz hinzugefügt: 

„4. In den Fällen, in denen die in Absatz 1 be- 
zeichnete Reise 

— durch das Gebiet von Drittländern führt, wo- 
bei das überfliegen eines Gebiets ohne Zwi- 
schenlandung keine Durchreise im Sinne der 
Richtlinie ist. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
13. Oktober 1972 -1/4 (IV/l)- 680 70 - E - Re 14/72: 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 22. September 1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzuseben. 
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— an Bord eines Seeschiffes oder Luftkissen- 
fahrzeugs erfolgt, das dabei nicht einzig und 
allein direkt zwischen zwei oder mehreren in 
verschiedenen Mitgliedstaaten belegenen Hä- 
fen verkehrt, oder 

— als Ausreise aus dem Gebiet eines anderen 
Mitgliedstaates, und zwar aus einem Teil, 
in dem die Umsatzsteuern und/oder Sonder- 
verbrauchsteuern nidit zur Anwendung ge- 
langen, erfolgt, 

muß der Reisende den Nachweis erbringen, daß 
die in seinem Gepäck mitgeführten Waren zu den 
allgemeinen Bedingungen der Besteuerung auf 
dem Binnenmarkt eines der Mitgliedstaaten er- 
worben worden sind und dafür keine Erstattung 
von Umsatzsteuern und/oder Sonderverbrauch- 
steuern gilt; wird dieser Nachweis nicht erbracht, 
finden die Bestimmungen des Artikels 1 Anwen- 
dung. 

Der Gesamtwert der Waren, für die die Steuer- 
befreiung gewährt wird, darf jedoch den in Ab- 
satz 1 bzw. Absatz 2 genannten Betrag nicht 
übersteigen." 

Artikel 2 

Artikel 4 der Richtlinie des Rates vom 28. Mai 1969 
wird wie folgt ergänzt: 

„4. in den Fällen, in denen die in Artikel 2 Absatz 1 
bezeichnete Reise 

— durdi das Gebiet von Drittländern führt, wobei 
das Uberfliegen eines Gebiets ohne Zwischen- 
landung keine Durchreise im Sinne dieser Richt- 
linie ist, 

— an Bord eines Seeschiffes oder Luftkissenfahr- 
zeugs erfolgt, das dabei nicht einzig und allein 
direkt zwisdien zwei öderer mehreren in ver- 
schiedenen Mitgliedstaaten belegenen Häfen ver- 
kehrt, oder 

— als Ausreise aus dem Gebiet eines anderen Mit- 
gliedstaats und zwar aus einem Teil, in dem die 
Umsatzsteuern und/oder Sonderverbrauchsteuern 
nicht zur Anwendung gelangen, erfolgt, 

muß der Reisende den Nadiweis erbringen, daß die 
in seinem Gepäck mitgeführten Waren zu den all- 
gemeinen Bedingungen der Besteuerung auf dem 
Binnenmarkt eines der Mitgliedstaaten erworben 
worden sind und dafür keine Erstattung von Um- 
satzsteuern und/oder Sonderverbraudisteuern gilt; 
wird dieser Nachweis nidit erbradit, finden die Be- 
stimmungen des Absatzes 1, Spalte I, Anwendung. 

Die Freimengen dürfen jedoch insgesamt die in Ab- 
satz I, Spalte II, genannten Freimengen nicht über- 
steigen." 


Artikel 3 

Artikel 5 der Richtlinie des Rates vom 28. Mai 1969 

wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 7 wird durdi folgenden Absatz ersetzt: 

„7. Die Mitgliedstaaten können die in Artikel 4, 
Absatz 1, Spalte I unter a), b) und d) genannten 
Warenmengen für Reisende, die aus einem Dritt- 
land in einen Mitgliedstaat einreisen, niedriger 
festsetzen." 

b) Folgender Absatz wird hinzugefügt: 

„8. Die Mitgliedstaaten können die in Artikel 4, 
Absatz 1, Spalten I und II, unter a) und b) ge- 
nannten Warenmengen für Reisende, die von 
Bord der in Artikel 4 Absatz 4 genannten Schiffe 
und Luftkissenfahrzeuge gehen, niedriger fest- 
setzen." 

Artikel 4 

Artikel 6 der Richtlinie des Rates vom 28. Mai 1969 

wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„1. Die Mitgliedstaaten dürfen im Rahmen 
des grenzüberschreitenden Reiseverkehrs nur 
die nachstehend festgelegten Regelungen über die 
steuerliche Entlastung oder Nichtbesteuerung an- 
wenden, damit eine Nichtbesteuerung der Wa- 
renlieferungen an Reisende, die die in dieser 
Richtlinie vorgesehenen Steuerbefreiungen bean- 
spruchen können, vermieden wird." 

b) Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„2. In bezug auf die Verkäufe auf der Einzel- 
handelsstufe und unbeschadet der Regelungen 
gemäß Absätzen 6 bis 9 können die Mitglied- 
staaten in den Fällen und unter den Vorausset- 
zungen, die in den Absätzen 3, 4 und 5 näher be- 
zeichnet sind, die steuerliche Entlastung von den 
Umsatzsteuern für Waren gestatten, die im per- 
sönlichen Gepäck der Reisenden mitgeführt wer- 
den, die aus einem Mitgliedstaat ausreisen; eine 
steuerliche Entlastung von den Sonderverbrauch- 
steuern ist nidit zulässig." 

c) Folgende Absätze werden hinzugefügt: 

„6. In bezug auf die Verkäufe in den unter Zoll- 
aufsidit stehenden Verkaufseinrichtungen der 
Flughäfen können die Mitgliedstaaten, gegebe- 
nenfalls unter Ausschluß ihrer eigenen Staatsan- 
gehörigen, die Lieferung von Waren, welche von 
den Umsatzsteuern und Sonderverbrauchsteuern 
entlastet oder mit diesen Steuern nicht belastet 
sind, zugunsten von Reisenden zulassen, die im 
Begriff sind abzufliegen und 

a) die im Besitz eines reservierten Flugsdieines 
sind, dessen unverzüglidier Bestimmungsort 
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auf einen außerhalb der Gemeinschaft bele- 
genen Flughafen lautet; die Mitgliedstaaten 
können hierfür Beschränkungen und die An- 
wendungsbedingungen festlegen; 

b) die im Besitz eines anderen ais unter Buch- 
stabe a bezeichneten Flugscheins sind, dessen 
unverzüglicher Bestimmungsort aber nicht auf 
einen in ihrem eigenen Staat belegenen Flug- 
hafen lautet, und unter der weiteren Voraus- 
setzung, daß der Wert je Gegenstand, Steuern 
nicht inbegriffen, den in Artikel 2 Absatz 1 
genannten Betrag übersteigt; die Mitgliedstaa- 
ten können diesen Betrag höher festsetzen; 
eine steuerliche Fntlastuny von den Sonder- 
verbrauchsteuern ist nicht zulässig. 

Als unverzüglicher Bestimmungsort gilt der 
Flughafen, auf dem der Reisende nach den An- 
gaben seines Flugscheins die Möglichkeit hat, das 
Flugzeug zu verlassen, um sich außerhalb des 
unter Zollaufsicht stehenden Bereichs dieses 
Flughafens zu begeben. 

7. In bezug auf Flugzeuge, die direkt zwischen 
in verschiedenen Mitgliedstaaten belegenen 
Flughäfen verkehren, können die Mitgliedstaa- 
ten den Verkauf oder die Verteilung von Waren 
des Bordproviants, welche von den Umsatz- 
steuern und/oder Sonderverbrauchsteuern ent- 
lastet oder mit diesen Steuern nicht belastet sind, 
für den sofortigen Verzehr während dieses Flugs 
bewilligen. 

Als Bordproviant gelten die den Fluggästen und 
der Besatzung unentgeltlich oder gegen Entgelt 
verabreichten Nahrungsmittel, Getränke und 
Tabakwaren. 

Die Mitgliedstaaten ergreifen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um bis spätestens zum 31. Dezem- 
ber 1973 Unvereinbarkeiten zwischen den Ver- 
trägen mit Drittländern und den Bestimmungen 
des vorliegenden Absatzes zu beseitigen. 

ln bezug auf Flugzeuge, die auf anderen als den 
im ersten Unterabsatz genannten internationalen 
Strecken verkehren, kann jeder Mitgliedstaat die 
Begrenzungen und Anwendungsbedingungen für 
die Entlastung von Umsatzsteuern und/oder Son- 
derverbrauchsteuern für Waren, die zum V'erkauf 
oder Verzehr an Bord während dieses Flugs be- 
stimmt sind, festsetzen. 

8. In bezug auf Seeschiffe und Luftkissenfahr- 
zeuge, die einzig und allein direkt zwischen zwei 
oder mehreren in verschiedenen Mitgliedstaaten 
belegenen Häfen verkehren, treffen die Mitglied- 
staaten die erforderlichen Maßnahmen, um zu 
untersagen, daß zum Verkauf oder Verzehr an 
Bord bestimmte Waren, welche von den Um- 
satzsteuern und/oder Sonderverbrauchsteuern 
entlastet oder mit diesen Steuern nicht belastet 
sind, an Bord verbracht werden. 

Die Mitgliedstaaten können jedoch bewilligen, 
daß für die Fahrgäste und Besatzung zum sofor- 


tigen Verzehr an Bord bestimmte Nahrungsmit- 
tel, Getränke und Tabakwaren, welche von den 
Umsatzsteuern und/oder Sonderverbrauchsteuern 
entlastet oder mit diesen Steuern nicht belastet 
sind, in den für die Hin- und Rückreise für not- 
wendig erachteten Mengen an Bord verbracht 
werden. Voraussetzung für diese Bewilligung ist, 
daß keine Lieferung in größeren Mengen an die 
Fahrgäste oder die Besatzung erfolgt, als zum 
persönlichen Verzehr an Ort und Stelle notwen- 
dig ist. 

In bezug auf die Seeschiffe und Luftkissenfahr- 
zeuge, die auf anderen als den in Unterabsatz 1 
genannten Strecken verkehren, kann jeder Mit- 
gliedstaat die Begrenzungen und Anwendungs- 
bedingungen für die Entlastung von Umsatz- 
steuern und/oder Sonderverbrauchsteuern für 
Waren, die zum Verkauf oder Verzehr an Bord 
bestimmt sind, festsetzen. 

9. In bezug auf Vergnügungsschiffe und -boote, 
gleich v/elcher Tonnage und Flagge, die nicht im 
entgeltlichen Passagierverkehr und nicht für ge- 
werbliche Zwecke oder in der Fischerei eingesetzt 
sind, stellen die Mitgliedstaaten die Besteuerung 
von Waren des Bordverbrauchs einschließlich 
Treib- und Schmierstoffe und Ersatzteile sowie 
der normalen Ausrüstung für den Betrieb dieser 
Schiffe sicher. 

In bezug auf Privatflugzeuge, gleich welcher Flag- 
ge, die nicht im entgeltlichen Passagierverkehr 
und nicht für gewerbliche oder landwirtschaftliche 
Zwecke eingesetzt sind, stellen die Mitgliedstaa- 
ten die Besteuerung von Waren des Bordver- 
brauchs einschließlich Treib- und Schmierstoffe 
und Ersatzteile sowie der normalen Ausrüstung 
für den Betrieb dieser Flugzeuge sicher." 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie spätestens am 

(innerhalb von drei Monaten nach dem 

Zeitpunkt der Annahme durch den Rat) nachzu- 
kommen. 

2. Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission 
über die Bestimmungen, die er zur Anwendung 
dieser Richtlinie erläßt. 

Die Kommission teilt diese Informationen den 
anderen Mitgliedstaaten mit. 

Artikel 6 

Die Kommission wird ermächtigt, die Vorschriften 
der Richtlinie des Rates vom 28. Mai 1969 in der 
nach Erlaß dieser Richtlinie gültigen Fassung und 
späterhin jeweils dann zu veröffentlichen, w^enn in 
Anbetracht der inzwischen erfolgten Änderungen 
eine neue Veröffentlichung angezeigt erscheint. 

Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerictitet. 
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Begründung 


Bedeutung und Ziele dieses Richtlinienvorschlags 

Die vorgeschlagene Richtlinie soll bestimmte spezi- 
fische Probleme der steuerlichen Entlastung von 
Waren regeln, die auf der Einzelhandel sstuie an 
Reisende verkauft werden, die anschließend bei der 
Einfuhr dieser Waren in einen anderen Mitglied- 
staat Steuerbefreiungen in Anspruch nehmen kön- 
nen. Diese Probleme ergeben sich bei Verkäufen in 
den unter Zollaufsicht stehenden Verkaufseinrich- 
tungen der Flughäfen, bei Verkäufen an Bord ver- 
schiedener Verkehrsmittel wie Flugzeuge, Schiffe 
und Luftkissenfahrzeuge, bei Lieferungen an Ver- 
gnügungsschiffe und -boote und an Privatflugzeuge; 
sie ergeben sich weiter daraus, daß es in bestimmten 
Mitgliedstaaten Gebiete gibt, in denen die Umsatz- 
steuern und/oder Sonderverbrauchsteuern keine An- 
wendung finden, und sie ergeben sich auch bei Rei- 
sen von einem Mitgliedstaat nach einem anderen 
Mitgliedstaat, die durch ein Drittland führen. 

Der vorliegende Richtlinienvorschlag knüpft an die 
Richtlinien des Rates vom 28. Mai 1969') und 12. 
Juni 1972“) an und stellt eine logische Ergänzung 
zur Anpassung der steuerlichen Maßnahmen im in- 
nergemeinschaftlichen Reiseverkehr dar. 

Das eigentliche Ziel dieser Richtlinien liegt darin, 
eine völlige steuerliche Freizügigkeit im innerge- 
meinschaftlichen Verkehr von Waren, die im Gepäck 
der Reisenden mitgeführt werden, zu erreichen. 

Die Regelung bestimmter Sonderfälle der steuer- 
lichen Entlastung auf der Stufe des Einzelhandels, 
die in diesem Richtlinienvorschlag vorgesehen ist, 
ist die notwendige Ergänzung zu diesen Befreiun- 
gen. 

Deshalb ist es angebracht, die bestehenden Rechts- 
vorschriften unter Berücksichtigung der in interna- 
tionalen Übereinkommen vereinbarten Verpflichtun- 
gen und der internationalen Gepflogenheiten hin- 
sichtlich der Regelungen über die Bordversorgung 
anzupassen. 

Die vorgeschlagene Richtlinie hat die Form einer 
Anderungsrichtlinie zur Richtlinie des Rates vom 
28. Mai 1969, die bereits durch die Richtlinie vom 
12. Juni 1972 geändert worden ist. Um die Prüfung 
dieses Vorschlags zu erleichtern, sind die koordi- 
nierten Texte der wichtigsten Bestimmungen der 
ersten beiden Richtlinien in der Anlage beigefügt. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 133 
vom 4. Juni 1969, S. 6 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 139 
vom 17. Juni 1972, S. 28 


Erläuterungen zu den Artikeln 1 und 2 

Die Artikel 1 und 2 regeln - und zwar Artikel 1 für 
die Umsatzsteuern und Artikel 2 für die Sonderver- 
brauchsteuern - bestimmte besondere Tatbestände, 
bei denen der Reisende auf einer Reise zwischen 
, zwei oder mehreren Mitgliedstaaten Waren, die von 
I den Umsatzsteuern und/oder Sonderverbrauch- 
steuern entlastet sind oder Waren, die mit Steuern 
von Drittländern belastet sind, erwerben könnte. 

I Diese Tatbestände treten ein bei der Durchreise 
I durch das Gebiet eines Drittlands, bei der Reise auf 
i einem Schiff oder Luftkissenfahrzeug, das dabei nicht 
' einzig und allein die direkte Schiffsverkchrsverbin- 
, düng zwischen zwei oder mehreren in verschiedenen 
Mitgliedstaaten belegenen Häfen herstellt, sowie 
bei der Ausreise aus einem Teil des Gebiets eines 
anderen Mitgliedstaats, in dem die Umsatzsteuern 
und/oder Sonderverbrauchsteuern nicht zur Anwen- 
dung gelangen. 

In allen diesen Fällen wird der Reisende, wenn er 
die in Artikel 2 und Artikel 4, Absatz 1, Spalte II, 
der Richtlinie des Rates vom 28. Mai 1969, nämlich 
die innergemeinschaftlichen Steuerbefreiungen, in 
Anspruch nehmen will, den Nachweis erbringen müs- 
I sen, daß er die in seinem Gepäck mitgeführten Wa- 
ren zu den Bedingungen des Binnenmarktes eines 
Mitgliedstaats erworben hat und dafür keine 
Steuerrückerstattung gilt. In Ermangelung dieses 
Nachweises hat der Reisende nur Anspruch auf die 
Steuerbefreiungen gemäß Artikel 1 und Artikel 4, 
Absatz 1, Spalte 1, der obengenannten Richtlinie, das 
i heißt, er darf nur die im Verkehr mit Drittländern 
: geltenden Steuerbefreiungen erhalten. 


Erläuterungen zu Artikel 3 


Artikel 3 stellt es den Mitgliedstaaten frei, die Frei- 
mengen für Tabakwaren und alkoholische Getränke 
niedriger festzusetzen für Reisende, die von Bord 
von Schiffen und Luftkissenfahrzeugen gehen, wel- 
I che dabei nicht einzig und allein die direkte Schiffs- 
verkehrsverbindung zwischen in der Gemeinschaft 
! belegenen Häfen herstellen; dies gilt für Reisen so- 
i wohl innerhalb als außerhalb der Gemeinschaft (vgl. 

^ Absatz 8). 

1 Diese den Mitgliedstaaten belassene Möglichkeit, 

: die Freimengen zu reduzieren, ist dadurch gerecht- 
j fertigt, daß die Reisenden im allgemeinen auf die- 
' sen Schiffen und Luftkissenfahrzeugen Waren ver- 
i brauchsteuerfrei einkaufen können. 
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Erläuterungen zu Artikel 4 

zu a) 

Absatz 1 von Artikel 6 der Richtlinie vom 28. Mai 
1969 bestimmt in seiner bisherigen Fassung lediglich 
den Grundsatz des Verbots einer steuerlichen Ent- 
lastung von Waren, die von Reisenden gekauft wer- 
den, die alsdann bei der Einfuhr dieser Waren in 
einen anderen Mitgliedstaat Steuerbefreiungen gel- 
tend machen können. Da der vorliegende Vorschlag 
bezweckt, die verschiedenen Fälle, in denen steuer- 
frei zu importierende Waren auf einer Reise zwi- 
schen Mitgliedstaaten erworben werden können, zu 
regeln, erscheint es erforderlich, hierzu nähere Be- 
stimmungen zu treffen. 

zu b) 

Die Anpassung des Absatzes 2 von Artikel 6 der 
Richtlinie vom 28. Mai 1969 ergibt sich ebenfalls 
daraus, daß die Ergänzung dieses Artikels durch 
die Absätze 6 bis 9 vorgeschlagen wird. 

zu c) 

Die vorgeschlagenen Absätze 6 bis 9 treffen Rege- 
lungen der besonderen Probleme bei den unter Zoll- 
aufsicht stehenden Verkaufseinrichtungen der Flug- 
häfen und für Verkäufe an Bord von Flugzeugen 
sowie hinsichtlich der Versorgung bestimmter Schiffe 
und Luftkissenfahrzeuge, Vergnügungsschiffe und 
-boote und Privatflugzeuge. Es sei daran erinnert, 
daß die allgemeine Regelung über die steuerliche 
Entlastung von den Umsatzsteuern und/oder Son- 
derverbrauchsteuern für Waren, die von Reisenden, 
welche aus einem Mitgliedstaat ausreisen, im Einzel- 
handel gekauft und im persönlichen Gepäck mitge- 
führt werden, bereits in den Absätzen 2 bis 5 von 
Artikel 6 der Richtlinie getroffen sind. 

Die erste dieser Regelungen (Absatz 6) - sie be- 
trifft die unter Zollaufsicht stehenden Verkaufsein- 
richtungen der Flughäfen - stellt aus praktischen 
Gründen grundsätzlich nicht auf das Kriterium des 
Wohnsitzes des Reisenden, sondern auf den Bestim- 
mungsort seiner Reise ab, wobei es den Mitglied- 
staaten freigestellt bleibt, ihre Staatsangehörigen 
von dieser Vergünstigung auszuschließen. 

Für Reisende nach Drittländern steht es den Mit- 
gliedstaaten frei, die Voraussetzungen und Begren- 
zungen für die Entlastung von den Umsatzsteuern 
und/oder Sonderverbrauchsteuern festzusetzen. 

Für Reisende nach einem anderen Mitgliedstaat da- 
gegen können die Mitgliedstaaten Entlastungen le- 
diglich von den Umsatzsteuern und nur für die Lie- 
ferung von Waren gestatten, deren Wert je Gegen- 
stand, Steuern inbegriffen, den Betrag von 125 RE 
übersteigt. Derartige Entlastungen sind selbstver- 
ständlich nicht bei Flugreisen im Inland eines Mit- 
gliedstaats vorgesehen. Eine Entlastung von den 
Sonderverbrauchsteuern ist gar nidit vorgesehen. 


1 Die zweite dieser Regelungen (Absatz 7) - sie be- 
■ trifft die Verkäufe an Bord von Flugzeugen - unter- 
I sagt auf innergemeinschaftlichen Flugstrecken Bord- 
i verkaufe von Waren, die mit Umsatzsteuern und 
! Sonderverbrauchsteuern nicht belastet sind; sie ist 
j die notwendige Ergänzung zu den Begrenzungen, 

; die in bezug auf die unter Zollaufsicht stehenden 
I Verkaufseinrichtungen der Flughäfen vorgesehen 
I sind. Die Regelung trägt jedoch dem Übereinkom- 
men von Chikago vom 7. Dezember 1944 über die 
! internationale Zivilluftfahrt Rechnung. Gemäß Arti- 
! kel 24 dieses Übereinkommens, insbesondere ge- 
I mäß Ziffer 4.29 seines Anhangs 9, sind nämlich die 
1 Gegenstände der Bordversorgung, die zur Ingang- 
! Setzung und zum Betrieb eines internationalen Flug- 
dienstes von einem Luftverkehrsunternehmen eines 
anderen vertragschließenden Staates in das Gebiet 
eines vertragschließenden Staates eingeführt wer- 
i den, von Zöllen, Steuern und sonstigen Abgaben zu 
; befreien. Demnach sind die Mitgliedstaaten ver- 
pflichtet, den abgabefreien Verbrauch dieser Gegen- 
stände der Bordversorgung bei Direktflügen von 
Fluggesellschaften dritter Länder zwischen Flug- 
häfen in den einzelnen Mitgliedstaaten der Gemein- 
: Schaft zu gestatten. 

Um eine unterschiedliche steuerliche Behandlung 
zwischen nationalen Fluggesellschaften und Flug- 
gesellschaften von Drittländern zu vermeiden, läßt 
der neue Absatz 7 den Mitgliedstaaten die Möglich- 
keit, bei Direktflügen zwischen Flughäfen in den 
einzelnen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, einer- 
lei ob es sich um Flugzeuge der Drittländer oder der 
Mitgliedstaaten handelt, die mit Umsatzsteuern und/ 
i oder Sonderverbrauchsteuern nicht belastete Ver- 
! sorgung mit Gegenständen des Bordproviants vor- 
: Zusehen. 

Andererseits ist vorgesehen, daß die Mitgliedstaa- 
ten, die internationale Übereinkommen geschlossen 
haben, wonach sie freizügigere Regelungen als die 
gemeinschaftliche Regelung treffen, über eine Frist 
bis zum 31. Dezember 1973 verfügen, damit sie diese 
Übereinkommen mit der Richtlinie in Übereinstim- 
mung bringen können. 

Die dritte dieser Regelungen - sie betrifft die Schiffe 
I im Direktverkehr zwischen einzelnen Häfen der Ge- 
i meinschaft - trifft eine Lösung, wonach die aus 
einem Mitgliedstaat einreisenden und von Bord ge- 
henden Reisenden bei der Einreise in einen anderen 
Mitgliedstaat soweit wie möglich die gleiche steuer- 
liche Behandlung erfahren, wie sie bei Reisenden 
gilt, die die Landgrenzen im Innern der Gemein- 
schaft überschreiten. 

Allerdings verursachen die auf bestimmten Schiffen 
bestehenden Verkaufseinrichtungen, in denen mit 
Umsatzsteuern und/oder Sonderverbrauchsteuern 
; nicht belastete Waren verkauft werden, Schwierig- 
keiten, denn sie schaffen steuerliche Bedingungen, 
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die von denen der Inlandsmärkte der Mitgliedstaa- 
ten, welche eine gemeinsame Grenze haben, ver- 
schieden sind. 

Deshalb wurden mehrere Lösungsmöglichkeiten ge- 
prüft, um derartige Verkäufe zu unterbinden. Eine 
Lösung hätte darin bestehen können, den Anwen- 
dungsbereich der Umsatzsteuern und Sonderver- 
brauchsteuern für jeden Mitgliedstaat auf die Schif- 
fe auszudehnen. Hierfür käme die Ausdehnung auf 
die Schiffe in Betracht, die die Flagge des betreffen- 
den Mitgliedstaats führen. Unter diesen Voraus- 
setzungen wären die Verkäufe an Bord wie In- 
landsumsätze zu besteuern. 

Eine derartige Lösung würde aber, abgesehen von 
den rechtlichen und praktischen Komplikationen - 
insbesondere der Kontrolle - in der Tat zu unter- 
schiedlicher Behandlung aufgrund der geführten 
Flagge führen. 

Es erschien deshalb richtiger, die Möglichkeit 
der Bordverkäufe von Waren, die mit Umsatz- 
steuern und/oder Sonderverbrauchsteuern nicht be- 
lastet sind, dadurch abzuschaffen, daß die Versor- 
gung mit solchen zum Verkauf an Bord bestimmten 
Waren untersagt wird, ausgenommen jedoch Nah- 
rungsmittel, Getränke und Tabakwaren in den für 
die Reise für notwendig erachteten Mengen. Ein sol- 
ches Verbot ist nur für die Schiffe vorgesehen, die 
einzig und allein direkt zwischen zwei oder mehre- 
ren in verschiedenen Mitgliedstaaten belegenen Hä- 
fen verkehren. 


Demgemäß werden nur Waren auf die Schiffe ver- 
bracht, die mit den Verbrauchsteuern des Landes, in 
dem die Verladung erfolgt, belastet sind, insoweit 
es sich nicht um Bordproviant handelt, der jedoch 
unentgeltlich oder gegen Entgelt lediglich an die 
Fahrgäste und Besatzung zum Verzehr an Bord ver- 
abreicht werden darf. Die Nichtbeachtung dieser Be- 
dingung könnte es nach sich ziehen, daß späterhin 
die Genehmigung zur verbrauchsteuerfreien Ver- 
proviantierung verweigert wird. 

Die vorgeschlagene Regelung gilt für Schiffe, gleich- 
gültig welche Flagge sie führen. 

Die gleiche Regelung ist für Luftkissenfahrzeuge 
vorgesehen (vgl. Artikel 4 Buchstabe c, Absatz 8 des 
Vorschlags). 

In bezug auf die anderen Seeschiffe, nämlich solche, 
die zugleich den Verkehr zwischen Häfen der Ge- 
meinschaft und Häfen in Drittländern herstellen, ist 
in den Artikeln 1 und 2 dieses Richtlinienvorschlags 
eine Lösung getroffen worden (vgl. oben auf Seite 2 
die Erläuterungen zu diesen Artikeln). 

Die vierte von allen diesen Regelungen - sie be- 
trifft die Bordausrüstung von Vergnügungsschiffen 
und -booten und von Privatflugzeugen - sieht vor, 
daß diese Schiffe und Flugzeuge nicht mehr ver- 
brauchsteuerfrei versorgt werden dürfen, sofern sie 
nicht für gewerbliche oder landwirtschaftliche Zwek- 
ke oder in der Fischerei eingesetzt sind. Da derartige 
Schiffe und Flugzeuge von Privatpersonen, das heißt 
von Endverbrauchern benutzt werden, besteht kein 
Grund, steuerliche Vergünstigungen zu gewähren. 
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Anlage 

Koordinierte Texte 

der wesentlichsten Artikel der Richtlinien des Rates 
„Steuerbefreiungen im Reiseverkehr" Nr. 69/169/EWG 
vom 28. Mai 1969 ') und Nr. 72/230/EWG vom 12. Juni 1972 -) 


Artikel 1 

1. Im Reiseverkehr zwischen Drittländern und der 
Gemeinschaft werden Waren, die im persönlichen 
Gepäck der Reisenden eingeführt werden, von den 
Umsatzsteuern und den Sonderverbrauchsteuern 
bei der Einfuhr befreit, sofern die Einfuhr keinen 
kommerziellen Charakter hat und der Gesamtwert 
dieser Waren je Person fünfundzwanzig Rechnungs- 
einheiten nicht übersteigt. 

2. Für Reisende unter fünfzehn Jahren können die 
Mitgliedstaaten diesen Freibetrag bis auf zehn Rech- 
nungseinheiten verringern. 

3. übersteigt der Gesamtwert mehrerer Waren je 
Person den Betrag von fünfundzwanzig Rechnungs- 
einheiten bzw. den nach Absatz 2 festgesetzten Be- 
trag, so wird die Befreiung bis zur Höhe dieser Be- 
träge für diejenigen Waren gewährt, für die bei ge- 
trennter Einfuhr diese Befreiung hätte gewährt wer- 
den können; eine Aufteilung des Wertes der einzel- 
nen Waren ist hierbei nicht zulässig. 

Artikel 2 

1. Im Reiseverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
werden Waren, die die Voraussetzungen der Arti- 
kel 9 und 10 des Vertrages erfüllen und die im per- 
sönlichen Gepäck der Reisenden eingeführt werden, 
von den Umsatzsteuern und den Sonderverbrauch- 
steuern bei der Einfuhr befreit, sofern die Einfuhr 
keinen kommerziellen Charakter hat und der Ge- 
samtwert dieser Waren je Person hundertfünfund- 
zwanzig Rechnungseinheiten nicht übersteigt. Diese 
Befreiung wird auch dann gewährt, wenn dieser 
Reiseverkehr durch ein Gebiet führt, das nicht Ge- 
biet eines Mitgliedstaates ist. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 133 
vom 4. Juni 1969 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 139 
vom 17. Juni 1972 


a) Tabakwaren: 

Zigaretten 

oder 

Zigarillos (Zigarren mit einem 

Stückgewicht von höchstens 3 Gramm) 

oder 

Zigarren 

oder Rauchtabak 


2. Für Reisende unter fünfzehn Jahren können die 
Mitgliedstaaten diesen Freibetrag bis auf dreißig 
Rechnungseinheiten verringern. 

3. Übersteigt der Gesamtwert mehrerer Waren je 
Person den Betrag von hundertfünfundzwanzig 
Rechnungseinheiten bzw. den nach Absatz 2 festge- 
setzten Betrag, so wird die Befreiung bis zur Höhe 
dieser Beträge für diejenigen Waren gewährt, für 
die bei getrennter Einfuhr diese Befreiung hätte ge- 
währt werden können; eine Aufteilung des Wertes 
der einzelnen Waren ist hierbei nicht zulässig. 

Artikel 3 

Zur Anwendung dieser Richtlinie gilt folgendes: 

1. Bei Ermittlung der in den Artikeln 1 und 2 ge- 
nannten Freibeträge wird der Wert der persönlichen 
Reiseausrüstung, die vorübergehend eingeführt oder 
im Anschluß an ihre vorübergehende Ausfuhr wie- 
dereingeführt wird, außer Ansatz gelassen. 

2. Als Einfuhren, die keinen kommerziellen Cha- 
rakter haben, gelten solche, 

a) die gelegentlich erfolgen und 

b) die sich ausschließlich aus Waren zusammenset- 
zen, die zum persönlichen Ge- oder Verbrauch 

' der Reisenden oder in ihrem Haushalt, oder die 
i als Geschenk bestimmt sind; dabei dürfen diese 
Waren weder durch ihre Eigenart noch durch die 
Menge zu der Besorgnis Anlaß geben, daß die 
Einfuhr aus geschäftlichen Gründen erfolgt. 

Artikel 4 

1. Unbeschadet der einschlägigen einzelstaatlichen 
Bestimmungen für Reisende, die ihren Wohnsitz au- 
ßerhalb Europas haben, wendet jeder Mitgliedstaat 
für die Befreiung von Umsatzsteuern und den Son- 
derverbrauchsteuern bei der Einfuhr der nachste- 
hend bezeichneten Waren folgende mengenmäßigen 
; Begrenzungen an: 

I II 

Im Verkehr zwischen Im Verkehr zwischen 

Drittländern Mitgliedstaaten 

und der Gemeinschaft 

200 Stück 300 Stück 


100 Stück 

50 Stück 
250 Gramm 


150 Stück 

75 Stück 
400 Gramm 


8 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/139 


b) Alkoholische Getränke: 

— destillierte Getränke und Spirituosen 
mit einem Alkoholgehalt von mehr als 
22 Vo 

oder 

destillierte Getränke und Spirituosen, 
Aperitifs aus Wein oder Alkohol, mit 
einem Alkoholgehalt von 22 Vo oder 
weniger; 

Schaumweine, Likörweine 
und 

— nicht schäumende Weine 

c) Parfüms 
und 

Toilettenwasser 

d) Kaffee 
oder 

Kaffee-Extrakte und -Essenzen 

e) Tee 
oder 

Tee-Extrakte und -Essenzen 


1 Normalflasche insgesamt 1,5 Liter 

(0,70 bis 1 Liter) 


insgesamt 2 Liter 

insgesamt 2 Liter 
50 Gramm 

V4 Liter 
500 Gramm 

200 Gramm 
100 Gramm 

40 Gramm 


insgesamt 3 Liter 

insgesamt 3 Liter 
75 Gramm 

•Vh Liter 
750 Gramm 

300 Gramm 
150 Gramm 

60 Gramm 


2. Reisenden unter fünfzehn Jahren kann für die 
in Absatz 1 Buchstaben a, b und d genannten Waren 
keine Befreiung gewährt werden. 

3. Im Rahmen der in Absatz 1 festgesetzten men- 
genmäßigen Begrenzungen und unter Berücksichti- 
gung der Einschränkung des Absatzes 2 wird der 
Wert der in Absatz 1 aufgeführten Waren bei der ! 
Ermittlung der in den Artikeln 1 und 2 genannten j 
Freibeträge außer Ansatz gelassen. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten können Wert und/oder 
Menge der zu befreienden Waren bis auf Vio der 
Werte und/oder Mengen, die in Artikel 2 und Artikel 
4 Absatz 1 Spalte II vorgesehen sind, verringern, 
wenn die Waren aus einem anderen Mitgliedstaat 
durch Personen, die ihren Wohnsitz im Grenzge- 
biet des Mitgliedstaates der Einfuhr oder des benach- 
barten Mitgliedstaates haben, durch Grenzarbeitneh- 
mer oder durch das Personal der im grenzüberschrei- 
tenden Verkehr eingesetzten Verkehrsmittel einge- 
führt werden. 

Jedoch können die Befreiungen bei den nachste- 
henden Erzeugnissen wie folgt beschränkt werden: 

a) Tabakwaren: 

Zigaretten 40 Stück 

oder 

Zigarillos (Zigarren mit einem 
Stückgewicht von höchstens 
3 Gramm) 20 Stück 

oder 

Zigarren 10 Stück 

oder 

Rauchtabak 50 Gramm 


b) Alkoholische Getränke: 

— destillierte Getränke und 

Spirituosen mit einem Alkohol- 
gehalt von mehr als 22 ®/ü 0,25 Liter 

oder 

destillierte Getränke und 
Spirituosen, Aperitifs aus 
Wein oder Alkohol mit Alkohol- 
gehalt von 22 Vo oder 
weniger; 

Schaumweine, Likörweine 0,50 Liter 

I — nicht schäumende Weine 0,50 Liter. 

! 2. Die Mitgliedstaaten können Wert und/oder Men- 
ge der zu befreienden Waren niedriger festsetzen, 
wenn diese Waren aus einem Drittland durch Per- 
sonen, die ihren Wohnsitz im Grenzgebiet haben, 
durch Grenzarbeitnehmer oder durch das Personal 
der im Verkehr zwischen den Drittländern und der 
Gemeinschaft eingesetzten Verkehrsmittel einge- 
führt werden. 

3. Die Mitgliedstaaten können Wert und/oder Men- 
ge der zu befreienden Ware niedriger festsetzen, 
wenn diese Waren aus einem anderen Mitgliedstaat 
durch die Angehörigen der Streitkräfte eines Mit- 
gliedstaates, einschließlich des Zivilpersonals, sowie 
durch deren Ehegatten und die unterhaltsberechtig- 
ten Kinder eingeführt werden, sofern diese Perso- 
nen in einem anderen Mitgliedstaat stationiert sind. 

4. Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Be- 
schränkungen gelten nicht, wenn die dort genann- 
ten Personen den Beweis erbringen, daß sie aus 
dem Grenzgebiet ausreisen oder daß sie nicht aus 
dem Grenzgebiet des benachbarten Mitgliedstaates 

■ bzw. Drittlandes zurückkommen. 
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Diese Beschränkungen gelten jedoch für Grenzar- 
beitnehmer und das Personal der im grenzüber- 
schreitenden Verkehr eingesetzten Verkehrsmittel, 
wenn sie bei einer im Rahmen ihrer Berufstätigkeit 
durchgeführten Reise Waren einführen. 

5. Für die Anwendung der Absätze 1, 2 und 4 
gilt: 

— als Grenzgebiet eine in Luftlinie höchstens 15 
km breite Zone, gerechnet von der Grenze eines 
Mitgliedstaates an. Jeder Mitgliedstaat muß je- 
doch in das Grenzgebiet Gemeinden einbeziehen, 
deren Gebiet teilweise in das Grenzgebiet fällt; 

— als Grenzarbeitnehmer jeder Person, die sich auf- 
grund ihrer normalen Erwerbstätigkeit an Ar- 
beitstagen auf die andere Seite der Grenze bege- 
ben muß. 

6. Die Mitgliedstaaten können Waren, die unter 
die Tarifnummern 71.07 und 71.08 des Gemeinsa- 
men Zolltarifs fallen, von der Befreiung ausschlie- 
ßen. 

7. Die Mitgliedstaaten können die Warenmengen 
nach Artikel 4 Abs. 1 Buchstaben a und d für Rei- 
sende, die aus einem Drittland in einen Mitglied- 
staat einreisen, niedriger festsetzen. 

Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten treffen Maßnahmen, die ge- 
eignet sind, zu verhindern, daß für Lieferungen an 
Reisende, deren Wohnsitz, gewöhnlicher Aufenthalt 
oder Mittelpunkt der beruflichen Tätigkeit in einem 
Mitgliedstaat gelegen ist und auf welche die in die- 
ser Richtlinie vorgesehene Regelung Anwendung 
findet, steuerliche Entlastungen gewährt werden. 

2. Unbeschadet der Regelung, die bei Verkäufen in 
den unter Zollaufsicht stehenden Verkaufseinrich- 
tungen der Flughäfen und bei Verkäufen an Bord 
der Flugzeuge anwendbar ist, können die Mitglied- 
staaten in bezug auf die Verkäufe auf der Einzel- 
handelsstufe in den Fällen und unter den Voraus- 
setzungen, die in den Absätzen 3 und 4 näher be- 
zeichnet sind, die steuerliche Entlastung von den 
Umsatzsteuern für Waren gestatten, die im persön- 
lichen Gepäck der Reisenden mitgeführt werden, 
die aus einem Mitgliedstaat ausreisen. Eine steuer- 
liche Entlastung von den Sonderverbrauchsteuern 
ist nicht zulässig. 

3. Für Reisende, deren Wohnsitz oder gewöhnli- 
cher Aufenthalt außerhalb der Gemeinschaft gelegen 
ist, kann jeder Mitgliedstaat die Begrenzungen und 
Bedingungen für die Anwendung der steuerlichen 
Entlastung festlegen. 


Für Reisende mit Wohnsitz, gewöhnlichem Aufent- 
halt oder Mittelpunkt der beruflichen Tätigkeit in 
einem Mitgliedstaat ist die steuerliche Entlastung 
nur für die Gegenstände zulässig, deren einzelner 
Wert, Steuern inbegriffen, den in Artikel 2 Abs. i 
festgesetzten Betrag übersteigt. 

Die Mitgliedstaaten können diesen Betrag höher fest- 
setzen. Außerdem können sie ihre Gebietsansäs- 
sigen von der steuerlichen Entlastung ausnehmen. 

4. Voraussetzung für steuerliche Entlastung ist 

a) in den Fällen des Absatzes 3 Unterabsatz 1 die 
Vorlage eines Exemplars der Rechnung oder 
eines statt dessen ausgestellten Belegs, das mit 
einem die Ausfuhr der Ware bescheinigenden 
Sichtvermerk der Zollbehörde des Mitgliedstaates 
der Ausfuhr versehen ist; 

b) in den Fällen des Absatzes 3 Unterabsalz 2 die 
Vorlage eines Exemplars der Rechnung oder 
eines statt dessen ausgestellten Belegs, das mit 
einem Sichtvermerk der Zollbehörde des Mit- 
gliedstaates der endgültigen Einfuhr oder einer 
anderen, auf dem Gebiet der Umsatzsteuern zu- 
ständigen Behörde dieses Mitgliedstaates verse- 
hen ist. 

5. Für die Anwendung dieses Artikels gilt 

— als Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt der 
Ort, der als solcher im Reisepaß, im Personalaus- 
weis oder, in Ermangelung solcher Ausweise, in 
jedem anderen Identitätsausweis angegeben ist, 
den der Mitgliedstaat der Ausfuhr als gültig an- 
erkennt; 

— als Gegenstand eine Sache oder eine Gruppe von 
Sachen, die normalerweise ein Ganzes bildet. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten können den Betrag der Inlands- 
währung, der sich bei Umrechnung der in den Arti- 
keln 1 und 2 in Rechnungseinheiten genannten Be- 
träge ergibt, auf bzw. abrunden. 

Artikel 7 a 

Im Rahmen des innergemeinschaftlichen Verkehrs 
treffen die Mitgliedstaaten die erforderlichen Vor- 
kehrungen, um es den Reisenden zu ermöglichen, 
stillschweigend oder durch einfache mündliche Er- 
klärung zu versichern, daß sie die Begrenzungen 
und Bedingungen für die zulässigen Befreiungen ein- 
halten. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates über Steuerbefreiungen bei der Einfuhr von 
Waren in Kleinsendungen an Privatpersonen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 2. Als Kleinsendung im Sinne von Absatz 1 gel- 

GEMEINSCHAFTEN - : ten Sendungen, die Waren enthalten, welche fol- 

genden Voraussetzungen entsprechen: 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 99 und 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial - 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die steuerlichen Behinderungen, die gegenwärtig 
die Versendung von Waren in Kleinsendungen an 
Privatpersonen von einem Mitgliedstaat in den an- 
deren erschweren, bilden ein Hindernis für die Er- 
richtung eines Wirtschaftsmarktes, der ähnliche 
Merkmale aufweist wie ein Binnenmarkt; die Be- 
seitigung dieser Behinderungen ist die notwendige 
'Ergänzung zur Freizügigkeit und zur Niederias- 
sungsfreiheit von Personen in der Gemeinschaft. 

Um die persönlichen und familiären Beziehungen 
zwischen Privatpersonen in verschiedenen Mitglied- 
staaten zu fördern, empfiehlt es sich, diese Behinde- 
rungen bei Kleinsendungen zwischen Privatperso- 
nen soweit wie möglich abzubauen. 

Um den Austausch der Kultur und der Kommuni- 
kationsmittel zu erleichtern, erscheint es darüber 
hinaus angebracht, bei der Einfuhr für bestimmte 
Sendungen von Steuerpflichtigen an Privatpersonen 
eine Befreiung von den Umsatzsteuern und/oder den 
Sonderverbrauchsteuern vorzusehen. 

Der Vorteil der Steuerbefreiung soll, auch teil- 
weise, nicht durch Abgaben oder Gebühren rück- 
gängig gemacht werden, die aufgrund von Maßnah- 
men zur Erfüllung von Formalitäten bei der Ein- 
fuhr gefordert werden - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Waren, die aus einem Mitgliedstaat als Klein- 
sendung von einer Privatperson, gleich wo sich ihr 
Wohnsitz, gewöhnlicher Aufenthalt oder der Mit- 
telpunkt ihrer beruflichen Tätigkeit befindet, an eine 
Privatperson in einem anderen Mitgliedstaat ver- 
sandt werden, werden von den Umsatzsteuern und/ 
oder den Sonderverbrauchsteuern bei der Einfuhr 
befreit. 


a) die Waren sind in der Gemeinschaft zu den all- 
gemeinen Bedingungen der Besteuerung auf dem 
Binnenmarkt eines Mitgliedstaates ohne An- 
spruch auf die Entlastung von den Umsatzsteuern 
und/oder Sonderverbrauchsteuern erworben wor- 
den ; 

b) die Waren sind zum persönlichen oder familiären 
Ge- oder Verbrauch des Empfängers bestimmt. 
Die Waren geben weder durch ihre Eigenart noch 
durch ihre Menge zu der Besorgnis Anlaß, daß 
die Einfuhr aus geschäftlichen Gründen erfolgt: 

c) die Waren sind nicht gegen Bezahlung geliefert 
worden; 

d) der Gesamtwert der Waren je Sendung über- 
steigt nicht 50 RE. 

3. Die Mitgliedstaaten können jedoch von der 
Steuerbefreiung für Kleinsendungen die Erzeugnis- 
se auschließen, die unter die Freimengen gemäß 
Artikel 4, Absatz 1, Spalte II der Richtlinie des Ra- 
tes vom 28. Mai 1969 fallen. 

Artikel 2 

1. Zeitungen, Zeitschriften und sonstige periodi- 
sche Druckschriften, Broschüren und Bücher, die aus 
einem Mitgliedstaat als Kleinsendung von einem 
Steuerpflichtigen im Sinne von Artikel 4 der Richt- 
linie des Rates vom 11. April 1967 -) an eine Privat- 
person in einem anderen Mitgliedstaat versandt 
werden, werden von den Umsatzsteuern und/oder 
den Sonderverbrauchsteuern bei der Einfuhr befreit. 

2. Als Kleinsendung im Sinne von Absatz 1 gelten 
Sendungen, die Waren enthalten, welche folgenden 
Voraussetzungen entsprechen: 

a) Die Waren sind zu den allgemeinen Bedingun- 
gen der Besteuerung auf dem Binnenmarkt des 
Staates der Versendung ohne Anspruch auf die 
Entlastung von den Umsatzsteuern und/oder den 
Sonderverbrauchsteuern geliefert worden; 

b) der Gesamtwert der Waren je Sendung über- 
steigt nicht 25 RE. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 133 
vom 4. Juni 1969, S. 6, und Nr. L 139 vom 17. Juni 1972, 
S. 28 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 71 
vom 14. April 1967, S. 1303/67 
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Artikel 3 nach dem Zeitpunkt der Annahme durch den Rat) 

nachzukommen. 


Für die Erfüllung der steuerlichen und - gegebenen- 
falls - zollrechtlichen Formalitäten bei der Einfuhr 
von Kleinsendungen, die die Voraussetzungen der 
Artikel 1 und 2 erfüllen, darf keine Abgabe oder 
Gebühr erhoben werden. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Vorschriften in Kraft, um der vorliegenden Richtlinie 
bis spätestens zum . . . (innerhalb von drei Monaten 


I 2. Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission 
I von den Vorschriften, die er zur Anwendung der 
I vorliegenden Richtlinie erlassen hat. 

I 

Die Kommission übermittelt diese Information den 
^ übrigen Mitgliedstaaten. 

j 

I A r t i k e 1 5 

I Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 


I. Bedeutung und Ziele dieses Richtlinienvorschlags 

Die Aufmerksamkeit der Kommission ist bereits 
wiederholt - vor allem durch schriftliche Anfragen 
von Mitgliedern des Europäischen Parlaments - auf 
die Probleme des Verkehrs mit Sendungen von ge- 
ringem Wert, insbesondere im Postversand, zwi- 
schen den Mitgliedstaaten gelenkt worden. 

Obwohl die Besteuerung dieser Sendungen bei der 
Einfuhr grundsätzlich erforderlich ist, solange das 
Ziel der Beseitigung der Besteuerung der Einfuhr 
und der steuerlichen Entlastung der Ausfuhr noch 
nicht verwirklicht ist, so findet diese Besteuerung 
doch bei der Bevölkerung kaum Verständnis und 
führt zu Kontrollen von Seiten der Finanzverwal- 
tung und Belästigungen auf Seiten der Empfänger, 
die zu der Bedeutung der Sendung in keinem Ver- 
hältnis stehen. 

Dieser Zustand wird heute um so mehr empfunden, 
als die im persönlichen Gepäck von Reisenden mit- 
geführten Waren neuerdings zum Zwecke der Ver- 
einfachung und Erleichterung der Kontrolle Gegen- 
stand von Maßnahmen zur Steuerbefreiung in den 
Mitgliedstaaten (Bestimmungsländern) sind, sofern 
die Waren im Herkunftsland mit Steuern belastet 
werden. Dies war das vornehmliche Ziel der Richtlinie 
des Rates vom 28. Mai 1969 zur Harmonisierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Be- 
freiung von Umsatzsteuern und Sonderverbrauch- 
steuern bei der Einfuhr im grenzüberschreitenden 
Reiseverkehr^), geändert durch die zweite Richtlinie 
des Rates vom 12. Juni 1972 -). 

In Anbetracht dessen hat es die Kommission für er- 
forderlich gehalten, ähnliche Maßnahmen auch für 
Kleinsendungen zwischen Privatpersonen vorzu- 
schlagen, da sie eine Liberalisierung und eine Har- 
monisierung auf diesem Gebiet als unerläßliche Er- 
gänzung zur Freizügigkeit und zur Niederlassungs- 
freiheit von Personen in der Gemeinschaft ansieht 
und für geeignet erachtet, die persönlichen und fa- 
miliären Beziehungen zu fördern. 

Aus dieser Sicht wird vorgeschlagen, daß die Sen- 
dungen von geringem Wert von einer Privatperson 
an eine Privatperson in einem anderen Mitglied- 
staat bei der Einfuhr von Steuern befreit werden, 
wenn die Waren bestimmten Voraussetzungen ent- 
sprechen. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 133 
vom 4. Juni 1969, S. 6 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 139 
vom 17. Juni 1972 S. 28 


Im Interesse der Verbreitung der Kultur können 
andererseits auch Steuerpflichtige mit Sendungen 
von Zeitungen, Zeitschriften und sonstigen perio- 
dischen Druckschriften, Broschüren und Büchern die 
j Steuerfreiheit im Bestimmungsland erhalten, wenn 
' sie bestimmte Voraussetzungen erfüllen. 


II. Erläuterungen zu den Artikeln 1 und 2 


! 1. Die Befreiungen bei der Einfuhr gelten für alle 
Waren, die von einer Privatperson, auch wenn sie 
j sich nur auf der Durchreise in einem Mitgliedstaat 
befindet, an eine Privatperson versandt werden, 

I auch wenn der Empfänger sich nur zeitweilig in 
I einem anderen Mitgliedstaat aufhält, falls die Wa- 
1 ren den folgenden vier Voraussetzungen entspre- 
‘ chen. 

Erstens müssen die Waren zu den Bedingungen des 
Binnenmarktes eines Mitgliedstaates erworben sein 
- im allgemeinen des Landes, von dem aus die Sen- 
dung vorgenommen wird, was aber nicht erforder- 
lich ist - und dürfen weder von Umsatzsteuern noch 
von Sonderverbrauchsteuern entlastet sein. 

Zweitens darf ihre Einfuhr keinen kommerziellen 
Charakter haben. 

Drittens dürfen die Waren nicht gegen Bezahlung 
j geliefert worden sein. 

j Diese Vorschrift bestätigt, falls notwendig, daß die 
I vorgesehene Befreiungsregelung lediglich für die 
persönlichen Sendungen zwischen Privatpersonen, 
unter denen persönliche oder familiäre Beziehungen 
bestehen, gedacht ist. 

Viertens darf der Gesamtwert der in der Sendung 
enthaltenen Waren v50 RE nicht übresteigen. 

Die Mitgliedstaaten können jedoch die Waren aus- 
schließen, die Gegenstand einer mengenmäßigen 
Beschränkung nach Artikel 4, Absatz 1, Spalte II 
der Richtlinie des Rates vom 28. Mai 1969 sind, und 
zwar wegen des erheblichen Steuerbetrages, der auf 
diesen Erzeugnissen ruht. Es wird daran erinnert, 
daß diese Vorschriften gegenwärtig Tabakwaren, 
alkoholische Getränke, Parfüms und Toilettenwas- 
j ser, Kaffee und Kaffee-Extrakte und -Essenzen, Tee 
I und Tee-Extrakte und -Essenzen betreffen. 

I 2. Außerdem wird eine Steuerbefreiung für die Ein- 
j fuhr von Zeitungen, Zeitschriften und sonstigen 
periodischen Druckschriften, Broschüren und Bü- 
I ehern vorgeschlagen, die von einem in einem 


13 



Drucksache 7/1 39 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Mitgliedstaat ansässigen Steuerpflichtigen an eine 
Privatperson versandt werden, die sich in einem 
anderen Mitgliedstaat aufhält, sofern diese Waren 
den folgenden zwei Voraussetzungen entsprechen: 

Erstens müssen in dem Preis für die von dem Steuer- 
pflichtigen versandten Waren die Steuern des Lan- 
des der Versendung inbegriffen sein. 

Zweitens darf der Gegenwert der in der Sendung 
enthaltenen Waren 25 RE nicht übersteigen. 

III. Erläuterungen zu Artikel 3 

Die Waren, die von einem Mitgliedstaat an einen 
Empfänger in einem anderen Mitgliedstaat versandt 
werden, unterliegen den Formalitäten bei der Ein- 
fuhr und gegebenenfalls den Kontrollen der zu- 
ständigen Stellen des Mitgliedstaates der Einfuhr, 
selbst wenn für solche Waren eine Steuerbefreiung 
in Betracht kommt. 

Im Falle der Versendung auf dem Postwege ist die 
Erhebung einer „Sonderabgabe“ zur Deckung der 
Kosten für die Maßnahmen der Post bei der Erfül- 
lung dieser Formalitäten, genannt „Abfertigungsab- 
gabe“, durch den Weltpostvertreg, unterzeichnet in 
Tokio, am 14. November 1969 (Artikel 32), vorge- 
sehen. 


: Die Erhebung derartiger Abgaben oder Gebühren 
stellt offensichtlich - ohne daß der Frage vorgegrif- 
fen werden soll, ob sie in allen Fällen mit dem Rom- 
vertrag übereinstimmt - eine Last für den Empfänger 
, dar. Sie steht im Widerspruch zu der Schaffung einer 
Wirtschaftsunion, die ähnliche Merkmale aufweist 
; wie ein Binnenmarkt, und macht möglicherweise 
' den Vorteil der Steuerbefreiungen zunichte. Die Er- 
hebung der „Abfertigungsabgabe“ kann daher nur 
eine unerwünschte Wirkung auf die öffentliche Mei- 
, nung haben. 


Deshalb empfiehlt es sich, zwischen den Mitglied- 
staaten von der Anwendung der „Abfertigungsab- 
gabe“ auf Kleinsendungen, die entsprechend den 
Vorschriften der vorliegenden Richtlinie steuerfrei 
eingeführt werden, abzusehen. 


Diese Maßnahme, die sich aus den vorangehenden 
Erwägungen rechtfertigt, erscheint um so mehr an- 
gezeigt, als die anstehenden Kontrollen sich, abge- 
sehen von gelegentlichen Stichproben, darauf be- 
schränken können festzustellen, ob nach den Erklä- 
rungen des Absenders die Voraussetzungen der Ar- 
tikel 1 und 2 erfüllt sind. 
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